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Teilfortschreibung zum Thema „Windenergie an Land“ des Landesent-

wicklungsplans Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 Erster Entwurf Juni 

2024 

 

Stellungnahme 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gemäß § 5 Absatz 6 Landesplanungsgesetz (LaplaG) in der Fassung vom 27. Januar 2014 

(GVOBl. Schl.-H. S. 8), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 

405) in Verbindung mit § 9 Absatz 2 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 

(BGBl. 2008 I Nr. 65 S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) nehmen wir zu dem vorliegenden ersten Entwurf des LEP wie folgt 

Stellung: 

 

Vorbemerkung zur Öffentlichkeitsbeteiligung 

Offensichtlich ist es nicht mehr Ziel der Landesregierung, Öffentlichkeit und kommunale 

Gremien angemessen an der Regionalplanung Wind zu beteiligen. Anders ist es nicht zu 

erklären, dass die Beteiligungsfrist auf nur 3 Monate gekürzt wurde, davon allein 6 Wochen in 

den Schleswig-Holsteinischen Sommerferien. Da die meisten kommunalen Gremien von Juli 

bis Anfang/Mitte September Sommerpause haben und entsprechend nicht tagen, war eine 

intensive Befassung der Kommunalparlamente und Gemeindevertretungen mit den Inhalten 

des LEP-Entwurfs faktisch ausgeschlossen. Wir kritisieren das Vorgehen der Landesregierung 

scharf und bedauern, dass damit demokratische Beteiligungsformen in Schleswig-Holstein 

weiter ausgehöhlt worden sind. 
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Anlage 1 zu § 1 der Landesverordnung über das Thema Windenergie an Land 

im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (LEPWindVO): Plantext Kapitel 

4.5.1 Windenergie an Land    

 

4.5.1 Grundsätze und Ziele der Raumordnung 

Wir beurteilen den Versuch der Landesplanung, Tabu- und Abwägungskriterien mit Hilfe von 

Zielen und Grundsätzen der Raumordnung rechtssicher umzusetzen, als äußerst bedenklich. 

Kein anderes Bundesland geht auf diese Weise vor und bläht Ziele und Grundsätze ihrer 

Raumordnung derart auf. 

Ziele der Raumordnung müssen von der für die Raumordnungsplanung zuständigen Stelle 

abschließend abgewogen worden sein. Die daran zu stellenden Anforderungen hängen eng 

mit der Frage zusammen, wie konkret Festlegungen mit Zielcharakter sein müssen und wie 

viel Konkretisierungsspielraum sie nachfolgenden Planungs- oder  

Genehmigungsentscheidungen belassen dürfen. Ist die Festlegung bereits sehr konkret wie 

z.B. bei den Abstandsvorgaben oder Verboten von Höhenbegrenzungen, muss auch die 

vorauslaufende Abwägung die zu berücksichtigenden Belange genau ermitteln, bewerten und 

einer Abwägungsentscheidung zuführen. In jedem Fall muss die Abwägung abschließender 

Natur sein. Es findet damit eine Abschichtung der Abwägung statt. Was auf der höheren 

Planungsstufe bereits abschließend abgewogen worden ist, ist für die nachfolgende 

Planungsstufe verbindlich. Das  Gebot  der ebenenspezifischen abschließenden Abwägung 

erfordert es, dass  bei  der Raumordnungsplanung nicht nur öffentliche Belange, sondern auch 

private Belange ermittelt, bewertet und abgewogen werden (s. § 7 Abs. 2 S. 1 ROG). Die strikte 

Beachtungspflicht von Zielen der Raumordnung auf nachfolgenden Planungs- und 

Genehmigungsstufen darf nicht dazu führen, dass abwägungsrelevante private Belange nicht 

in die Abwägung eingestellt werden. 

Die meisten Ziele der Raumordnung im vorgelegten LEP sind ganz offensichtlich politische 

Vorgaben der Landesregierung. Eine angemessene Abwägung nach § 8 Abs. 2 ROG ist nicht 

zu erkennen und wird auch im Text nicht thematisiert. Diese kann auf abstrakter Ebene des 

Landesentwicklungsplans kaum vorgenommen werden. Dazu müssten die spezifischen 

Gegebenheiten vor Ort und die Auswirkungen auf immerhin über 90 % des Landesgebietes 

schlussabgewogen sein. Dass das nicht erfolgen kann, liegt auf der Hand; Abwägungsfehler 

sind bei der Festsetzung vorprogrammiert und werden mit Sicherheit juristisch angegriffen 

werden. 
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1 G Verfolgtes Planungsziel 

Das Land Schleswig-Holstein leitet aus der Bundesgesetzgebung – 

Windflächenbeschleunigungsgesetz – die Notwendigkeit ab, in Schleswig-Holstein weitere 

Windvorranggebiete auszuweisen, um den geforderten Flächenbeitragswert bis 2032 2,0 % 

der Landesfläche „Rotor out“ dem Bund nachweisen zu können und einen „Wildwuchs“ durch 

Errichtung von Windenergieanlagen (WEA) gemäß Privilegierung nach Bundes-BauG zu 

verhindern. 

Auch soll mit dem vorliegenden LEP nach Aussage der Landesplanung der Eindruck eines 

„Großwindparks Schleswig-Holstein“ verhindert werden. Um dies zu erreichen, weist das Land 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung aus, um diejenigen Flächen zu definieren, an denen 

Windkraft nicht möglich ist. Das Ergebnis ist eine Potenzialflächenkarte, die 7,7 % der 

Landesfläche als potenziell geeignet für Windkraft ausweist. 

Aus diesem Flächenpool wird das Land 3,0-3,3 % der Landesfläche mittels Regionalplanung 

als Windvorrangflächen ausweisen, während gleichzeitig die Schleswig-Holsteinischen 

Gemeinden, auf deren Gebiet sich nunmehr Potenzialflächen befinden, über eigene 

Bauleitplanungen im Rahmen der Gemeindeöffnungsklausel des Bundes Windvorrangflächen 

ausweisen und bebauen können. 

Da es keine juristische Klärung dazu gibt, wie mit diesen zwei parallel verlaufenden 

Planungsverfahren umzugehen ist, müssen wir davon ausgehen, dass in Zukunft bis zu 7,7 % 

der Landesfläche als Windvorranggebiet ausgewiesen und bebaut sein werden. Unsere 

Annahme wird durch die konkreten Erfahrungen aus zahlreichen Gemeinden untermauert, in 

denen Projektierer die Gemeindevertretungen zur Aufnahme einer Bauleitplanung zu 

überreden versuchen. 

Die Vorgabe, 3 - 3,3% Landesfläche für Windkraft schon bis 2027 auszuweisen ist eine rein 

politische Vorgabe der Landesregierung. Laut WindBG des Bundes hätte das Land aber noch 

gefahrlos bis 2032 Zeit, dieses Flächenziel zu erreichen. Bis 2027 müssten erst 1,3 % der 

Landesfläche ausgewiesen werden (entspricht ca. 2,0 % bei Rotor-in Regelung). Hierdurch 

würde es die Möglichkeit geben, dass das Land zunächst dieses Ziel erfüllt und gleichzeitig 

Gemeinden weitere Flächen im Rahmen der Gemeindeöffnungsklausel bereitstellen. Dadurch 

könnte eine deutliche Überschreitung des 3 % -Ziels wirkungsvoll vermieden werden, denn 

das Land könnte bei Erreichung des Ziels die Regionalplanung abschließen. 

Mit dem gewählten Verfahren, allein durch die Regionalplanung schon bis 2027 3 % 

auszuweisen, wird es mit großer Wahrscheinlichkeit einen deutlich höheren Flächenanteil 

geben, als bundesgesetzlich vorgeschrieben. Im schlimmsten Fall werden 2027 tatsächlich 

über 7 % Wind-Vorrangflächen ausgewiesen sein. Auf die sich aus der Bundesgesetzgebung 

ergebende Notwendigkeit der Ausweisung weiterer Windvorranggebiete kann sich das Land 

nur bis zu dem geforderten Flächenbeitragswert von 2 % der Landesfläche „Rotor out“ 

(entspricht etwa 3 % der Landesfläche „Rotor in“) berufen. 

Dass die Landesplanung bzw. Landesregierung dieses stufenweise Vorgehen nicht einmal 

ansatzweise in Erwägung gezogen hat, ist ein schwerer Abwägungsausfall bei der 

grundsätzlichen Festlegung des Planungsziels und wird juristisch angreifbar sein 

Die Landesregierung hat auch keine Alternativen geprüft, ob die vom Land politisch 

geforderten 15 GW installierte Windkraftleistung nicht schon auf den bestehenden 

Vorrangflächen installiert werden könnten, obwohl es dafür eine klare Evidenz gibt. Aktuell 
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sind ca. 40 % der bestehenden Vorranggebiete nur mit älteren Anlagen deutlich kleiner als 

3 MW bebaut. Bei den derzeitig genehmigten und gebauten Anlagenleistungen von 5,5-7 MW 

gibt es auf diesen Flächen ein großes Repoweringpotenzial, wodurch die 15 GW auch auf den 

bestehenden Vorrangflächen mittelfristig problemlos realisiert werden könnten. 

 

2 G Übernahme von Vorranggebieten Windenergie aus der vorherigen 

Regionalplanung Windenergie an Land 

Die Landesplanung begründet die Übernahme von Vorranggebieten aus der vorherigen 

Regionalplanung von 2020 mit dem Argument der bereits verfügbaren Netzanbindung. Sie 

suggeriert damit, dass die Netzanbindung dort bereits flächendeckend vorhanden sei. Das ist 

aber nachweislich nicht der Fall, wie die starken Abregelungswerte insbesondere in den 

Verteilnetzen belegen. Es ist daher bei jedem einzelnen bestehenden Vorranggebiet zu 

prüfen, ob diese Voraussetzungen auf mittlere Sicht tatsächlich gegeben sind. Gegebenenfalls 

sollte eine Bereinigung der bestehenden Vorrangkulisse auch anhand anderer Kriterien geben. 

Einen Automatismus bei der Übernahme bestehender Gebiete darf es keinesfalls geben.   

 

3 G Festlegung einer Referenzanlage 

Das Land legt für seine Planung die Annahme einer Referenzanlage (200 m Gesamthöhe, 

150 m Rotordurchmesser, 5,3 MW Leistung) zu Grunde. Diese Referenzanlage soll die 

derzeitige Realität abbilden, ist aber bereits zum Zeitpunkt der Planauslegung veraltet. Laut 

den jüngsten Daten des LfU betrug die durchschnittlich genehmigte Anlagenleistung im 2. 

Quartal 2024 schon 5,7 MW. Tatsache ist, dass bereits heute Anlagen von 250 m Gesamthöhe 

mit Rotordurchmessern von über 160 m sowie einer ausgewiesenen Leistung von 7,2 MW und 

mehr projektiert werden. 

Die Landesplanung wiederholt somit den schweren Fehler aus der Regionalplanung 2020. Die 

dort prognostizierten 3 MW Leistung und 150 m Höhe/Anlage waren bei Inkrafttreten des Plans 

schon längst deutlich überschritten. Aktuell werden die Vorrangflächen mit Anlagen der 5 und 

6 GW-Klasse bebaut. 

Es ist daher völlig unrealistisch, dass der Trend bis zum Abschluss der Regionalplanung 2027 

wieder zu kleineren Anlagen gehen wird. Die Größe der Referenzanlage muss zwingend diese 

Realität abbilden. Der vorliegende Plan muss daher aufgrund einer Annahme von mindestens 

250 m hohen Anlagen erstellt werden. Sämtliche Kriterien sind dementsprechend neu zu 

bewerten. 
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4 Z Verbot von Höhenbeschränkungen 

Das Verbot von Höhenbegrenzungen stellt einen massiven Eingriff in die gemeindliche 

Planungshoheit dar. Die entstehenden Rechtsfragen bei Höhenbegrenzungen sind zudem 

sehr komplex. So ist völlig unklar, wie die Landesregierung die Flächen ermitteln will, auf 

denen Gemeinden ab 2023 durch Bauleitplanung Höhenbegrenzungen vorgenommen haben. 

In Schleswig-Holstein gibt es auch viele Vorrangflächen mit gemeindlichen 

Höhenbegrenzungen von vor 2023. Diese Flächen würden zunächst auf das Flächenziel 

angerechnet, was schon für sich eine Ungleichbehandlung bedeutet. Nach 2027 und der 

Meldung der Erreichung des Flächenziels könnten Gemeinden wiederum neue B-Pläne mit 

Höhenbegrenzungen aufstellen, ohne dass diese Flächen dann wieder rückwirkend aberkannt 

würden. 

Das hat auch die Bundesregierung erkannt und erwägt inzwischen, die Anrechenbarkeit von 

Flächen mit Höhenbegrenzungen doch wieder auf den Flächenbeitragswert anzurechnen 

(mündliche Auskunft beim BWE Policy Briefing am 26.7.24).  

Es ist nicht ersichtlich, wie diese komplexen Rechtsfragen bei diesem strikten Ziel der 

Raumordnung abgewogen wurden. Das Verbot von Höhenbegrenzungen ist daher zu 

streichen. 

Es ist auch völlig unklar, warum die Landesplanung die bisherigen Abstandsvorgaben von 3H 

bzw. 5H zum Außenbereich bzw. zur Wohnbebauung als Grundsatz der Raumordnung 

streichen will. Hierbei handelt es sich ja nicht um eine Höhenbegrenzung, sondern um eine 

Mindestabstandsvorgabe zur Wohnbebauung. Das Argument der Landesplanung, dass es 

sich hierbei ja um eine indirekte Höhenbegrenzung handeln würde, die die Anrechnung 

sämtlicher Vorrangflächen gefährden würde, trägt nicht. Aus der Bundesregierung sind hierzu 

keinerlei Bedenken bekannt. Wären solche Abstandsvorgaben schädlich, dürfte es auch sonst 

keine Mindestabstände zur Wohnbebauung geben. Denn 400 m zum Außenbereich bzw. 

800 m zum Innenbereich wären ebenso als faktische indirekte Höhenbegrenzungen zu werten. 

Bei einer 200 m Referenzanlage sind diese gleichbedeutend mit 2H zum Außenbereich und 

4H zum Innenbereich. 

Die 3H/5H Regelung aus dem Regionalplan 2020 ist daher beizubehalten. 

 

6 Z Mindestgröße von Windenergiegebieten 

Der Entwurf des LEP sieht als Ziel der Raumordnung eine Mindestgröße von 15 ha für die 

Eignung als Windvorrangfläche vor. 

Die Landesplanung begründet diese Mindestgröße damit, dass auf 15 ha mindestens 2 WEA 

Platz finden und durch die Bebauung mit mindestens zwei Anlagen die Konzentrationswirkung 

der Planung erhalten bleibt. Die Landesplanung legt nicht schlüssig dar, mit welchen 

Berechnungen sie diese Begründung unterlegt hat. Es ist bei der zukünftigen Entwicklung der 

Dimensionen der WEA (Ziel der Raumplanung ist explizit, dass es keine Höhenbegrenzung 

bei den Anlagen geben darf) davon auszugehen, dass eine Größe von 15 ha nicht für zwei 

Anlagen ausreicht. Damit ist das Ziel der Raumplanung (Konzentrationswirkung) hinfällig.  

Um eine sinnvolle Konzentrationswirkung gemäß dem eigenen Anspruch zu erzielen, ist eine 

Mindestgröße der Fläche von 30 ha notwendig.  
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Kleinstflächen 

Zusätzlich sollen Kleinstflächen von mindestens 5 ha, die in räumlicher Nähe zueinander 

liegen und insgesamt mindestens 15 ha umfassen, als zusammenhängende Fläche gelten, 

wenn der Abstand dieser Flächen untereinander nicht mehr als 600 m beträgt.  

In der Begründung dazu wird ausgeführt: 

„Aufgrund der heutigen Dimensionen von WEA an Land und der damit verbundenen Wirkung 

auf das Landschaftsbild wird ein räumlicher Zusammenhang zu einer Nachbarfläche bis zu 

einer Entfernung von 600 Metern angenommen. Das entspricht einem durchschnittlichen 

Abstand moderner WEA untereinander, wodurch optisch der Eindruck eines Windparks 

bestehen und die Konzentrationswirkung erhalten bleibt.“ 

Richtig ist zweifelsohne, dass bei den heutigen Anlagengrößen von mehr als 200 m ein 

Abstand von 600 m untereinander der Eindruck eines geschlossenen Windparks gegeben ist. 

Bei den vorgegebenen Abständen zur Wohnbebauung im Außenbereich von 400 m sollte sich 

das Land allerdings ernsthaft mit der Frage beschäftigen, warum den Menschen im 

Außenbereich ein Wohnen im Windpark zugemutet werden soll – wenn doch bis zu einem 

Abstand von 600 m zwischen zwei Flächen der Eindruck eines geschlossenen Windparks 

besteht. 

Kleinstflächen sollen grundsätzlich als ungeeignet wegfallen. 

 

4.5.1.1 Siedlungsstruktur 

 
1 Z 800 Meter Umgebungsbereich um Siedlungsbereiche mit Wohn- und/oder 

Erholungsfunktion 

Ziel der Raumordnung sind Schutzabstände von 400 m zur Wohnbebauung im Außenbereich, 

sowie 800 m zu Wohnbebauung in geschlossenen Ortschaften. Optional – als Grundsatz der 

Raumordnung – kann der Schutzabstand zu geschlossenen Ortschaften auf 1000 m erweitert 

werden, wenn noch keine Vorbelastung durch WEA besteht. 

Rechtlich gesicherte Begründung für Schutzabstände zwischen WEA und Wohnbebauung 

ergeben sich ausschließlich aus einem einzigen Fall der Rechtsprechung, der immer wieder 

als Präzedenzfall herangezogen wird. Die optische Bedrängung soll regelmäßig nicht mehr 

gegeben sein, wenn zwischen einer WEA und einem Wohnhaus mindestens der zweifache 

Abstand der Gesamthöhe der WEA liegt (2H). Unter besonderen Umständen kann die optische 

Bedrängung erst bei einem Abstand von 3H ausgeschlossen werden.  

Grundsätzlich zweifeln wir die Objektivität dieser auf der Einschätzung eines einzigen Richters 

zu einem einzigen Fall beruhenden Ableitung an. 

Fraglich ist weiterhin, ob bei einer zunehmenden Dichte der Bebauung mit WEA und sich 

überschneidenden Schall-Isophonen in Zukunft der wirtschaftliche Betrieb von WEA überhaupt 

möglich sein wird, wenn allein aus Gründen des Lärm-Immissionsschutzes die Anlagen nachts 

regelmäßig heruntergeregelt werden müssen. Landesweit werden in sehr vielen Regionen mit 

bestehenden Windparks die nächtlichen Schallgrenzwerte bereits heute komplett 

ausgeschöpft. Zusätzliche Anlagen sind in diesen Regionen nur noch bei kompletten 
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Nachtabschaltungen möglich, wodurch diese Anlagen vollkommen unwirtschaftlich werden. 

Dieser Aspekt wird von der Landesplanung nirgendwo thematisiert. Wir fordern daher, dass 

die bestehenden Schallimmissionen vor der Ausweisung weiterer Vorranggebiet in vollem 

Umfang berücksichtigt werden. Die entsprechenden Daten liegen auch vor, sie wurden vom 

LfU im Rahmen eines Überwachungskonzepts seit 2018 landesweit flächendeckend ermittelt. 

Die endgültigen Ergebnisse dieses Überwachungskonzeptes sind unverzüglich der 

Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. 

Die zu erwartende Überschneidung von Isophonen und die daraus resultierende 

Überschallung von ganzen Ortschaften wird perspektivisch die Entwicklung der Kommunen 

verhindern. Auch das wissenschaftlich unbegründete Heraufsetzen der Schall-Grenzwerte in 

der TA-Lärm (Bundesgesetzgebung) wird das nicht verhindern können. 

Überhaupt nicht berücksichtigt (zumindest ist dieser Aspekt nirgendwo aus dem vorliegenden 

Entwurf des LEP ersichtlich) ist die Gefahr durch Havarien von WEA. 

Ein Gutachten der Veenker Ingenieurgesellschaft mbH ermittelt die für den Fall einer Havarie 

(hier Rotorblatt-/Gondelabriss) notwendigen Schutzabstände zu Schutzgütern. Aus den 

Berechnungen ergibt sich, dass für Windvorranggebiete, die mit modernen WEA bebaut 

werden sollen, ein Schutzabstand zu Wohnhäusern von mindestens 920 m notwendig ist. 

Die Notwendigkeit desselben Mindest-Schutzabstands zu Wohngebäuden geht aus dem 

Einsatzleiterhandbuch der Berufsfeuerwehren (Besch, Cimolino, Lorenzen und Wolf, 2024: 

Einsätze bei Anlagen Erneuerbarer Energien) hervor. Bei den modernen sehr hohen Anlagen 

muss im Falle eines Brandes zumindest in Windrichtung ein Schutzabstand von 1000 m 

abgesperrt werden. 

Es ist nicht nachvollziehbar, dass in Zukunft immer mehr Wohnhäuser innerhalb eines direkten 

Gefahrenbereichs um eine WEA stehen werden. 

Ein Schutzabstand von mindestens 920 m zwischen Windvorranggebiet und jeglicher 

Wohnbebauung muss aus Gründen der Rücksichtnahme UND der Vorsorge als Ziel der 

Raumordnung festgelegt werden. Anderenfalls muss die Landesplanung darlegen, ob die im 

Entwurf des LEP festgesetzten Mindestabstände zwischen Wohnhäusern und 

Windvorranggebieten mit dem BImschG vereinbar sind in Hinblick auf die Gefahr von 

Kontamination durch Carbonfaser-Partikel nach einem Brandereignis und/oder einer 

schweren Havarie der Anlage. 

 

1 G 800 bis 1.000 Meter Umgebungsbereich von Siedlungsbereichen mit Wohn- 
und/oder Erholungsfunktion 
 

Dieser Grundsatz der Raumordnung soll nur im Einzelfall zur Anwendung kommen, wenn 

keine Vorbelastung durch WEA besteht. Völlig unklar bleiben jedoch die Kriterien, was 

„Vorbelastung“ eigentlich bedeutet. Gilt das nur in Richtung der Anlage oder in der gesamten 

nahen Region? Hier muss es seitens der Landesplanung klare und nachvollziehbare Kriterien 

geben, um jeglichen Anschein der Willkür bei der Abwägungsentscheidung auszuschließen. 
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2 Z 400 Meter Umgebungsbereich um Einzelhäuser und Splittersiedlungen im 
Außenbereich sowie zu Gewerbe 

 
Zu diesem Ziel der Raumordnung verweisen wir auf die bereits oben gemachten 

Ausführungen. Nach den Angaben der Landesplanung, dass ein Abstand von 600 m zwischen 

zwei WEA noch als geschlossener Windpark zu werten ist, bedeutet ein Abstand von 400 m 

für ein Wohngebäude im Außenbereich ein Leben im Windpark mit erheblichen Auswirkungen 

auf die Gesundheit der Bewohner durch Schall und Schattenwurf sowie eine starke 

Gefährdung für Leib und Leben bei einem Brand der WEA. Zusätzlich verweisen wir auf die 

Muster-Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmung des Deutschen Instituts für 

Bautechnik) zur Gefahr von Eisfall. Danach gelten erst Abstände größer als 1,5 x 

(Rotordurchmesser + Nabenhöhe) in nicht besonders eisgefährdeten Regionen als 

ausreichend. Schon bei der gewählten Referenzanlage müsste der Sicherheitsabstand mehr 

als 400 m betragen. Bei größeren Anlagen, die bereits gebaut werden, wären sogar 500 m als 

Schutzradius vor Eisfall erforderlich.  

Wir halten einen Abstand von nur 400 m zur Wohnbebauung für zutiefst Menschen verachtend, 

da dieser die Gesundheit der Anwohner massiv gefährdet. 

 
 
7 G Umfassung von Ortslagen durch die Windenergienutzung 
 

Bei der letzten Regionalplanung Wind 2020 hat die Landesplanung zumindest versucht, die 

Umfassung von Ortslagen durch halbwegs nachvollziehbare Methoden und Kriterien 

abzubilden. Am Ende wurden diese Kriterien allerdings mit jeder Auslegungsgrunde weiter 

aufgeweicht, so dass es zu erheblichen Ungleichbehandlungen in den einzelnen 

Planungsräumen kam. Mit dem vorliegenden Entwurf des LEP 2024 hat es die Landesplanung 

offenbar aufgegeben, die Umfassungswirkung von Ortslagen überhaupt noch durch 

rechtssichere Kriterien einer gerechten Abwägung zugänglich zu machen. Im Planungstext 

finden sich überhaupt keine Angaben mehr, wie denn die Umfassung überhaupt ermittelt und 

objektiv bewertet werden soll. Die Entscheidung, welche Umfassung der Wohnbevölkerung in 

einer Gemeinde gerade mit den neuen, sehr hohen Anlagen zugemutet werden soll, ist somit 

der willkürlichen Entscheidung von einzelnen Mitarbeitern der Landesplanung ausgesetzt.  

Wir halten das für einen unhaltbaren Zustand, zumal die Landesplanung selbst von einer 

erheblichen Beeinträchtigung der Lebensqualität des Schutzgutes Mensch als auch einer 

Einschränkung der bedarfsgerechten gemeindlichen Entwicklung durch unzumutbare 

Umstellung von Ortslagen spricht. 

Wir fordern daher konkrete nachprüfbare Kriterien für die Abwägungsentscheidungen. Die 

Umfassungswirkung darf dabei keineswegs nur vom Ortsmittelpunkt aus bewertet werden, 

sondern von jedem Wohnstandort zumindest des Innenbereichs. Im Gegensatz zur Planung 

von 2020 sollte sich die Landesplanung dabei zwingend an der bisherigen obergerichtlichen 

Rechtsprechung orientieren (OVG Magdeburg, 16.03.2012, 2 L 2/11). Diese besagt, dass die 

durchgehende Umfassung mit WEA maximal 120 Grad betragen darf, was 2/3 des 

Gesichtsfelds entsprechen. Danach müssen dann mindestens 60 Grad freigehalten werden, 

bevor weitere WEA im Blickfeld errichtet werden können. Die Entfernung zu Wohnhäusern bei 

der Ermittlung der Umfassungswinkel muss dabei mindestens 15xH, also 3000 m betragen.  
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4.5.1.2 Militärische Belange, Infrastruktur, Tourismus, Erholung und Freiraumschutz 
 

11 G Schwerpunkträume für Tourismus und Erholung sowie Kernbereiche für 
Tourismus und/oder Erholung 
 
Bei der Ausweisung von Windenergiegebieten sollen die Erfordernisse der Schwerpunkträume 

für Tourismus und Erholung sowie der Kernbereiche für Tourismus und/oder Erholung 

berücksichtigt werden. Nicht nachvollziehbar ist, warum die in den Entwürfen der 

Neuaufstellung des Regionalplans 2023 (Kap. 2.7) aufgeführten Entwicklungsgebiete für 

Tourismus und Erholung sowie die Kernbereiche für Erholung dabei keine Berücksichtigung 

finden sollen. Diese sind in der Abwägungsentscheidung ebenso zu berücksichtigen. 

Ansonsten würden diese Gebiete im Regionalplan überhaupt keinen Sinn ergeben, da diese 

durch WEA genauso entwertet würden wie die Schwerpunkträume. 

 
13 G Landschaftsschutzgebiete 

 
Landschaftsschutzgebiete sind grundsätzlich von Windkraftanlagen freizuhalten. Dies muss 

als Ziel der Raumordnung festgelegt werden. 

Der optionalen Freigabe von Landschaftsschutzgebieten für Windkraft steht § 15 des 

Landesnaturschutzgesetzes entgegen, nach dem „Vorhaben, die den Charakter des Gebietes 

verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen, in der Regel untersagt sind.“ 

Ausnahmen können nur gemacht werden, „wenn sie mit den Zielen des Landschaftsschutzes 

vereinbar sind und keine erheblichen Beeinträchtigungen verursachen.“ Es ist dem Land durch 

die Bundesgesetzgebung nicht vorgeschrieben, Landschaftsschutzgebiete für die Bebauung 

mit WEA freizugeben. Das Land kann sich an dieser (und an anderer) Stelle durchaus gegen 

die Bundesgesetzgebung behaupten. Im Bundesgesetz heißt es lediglich, dass in einem 

Landschaftsschutzgebiet die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen sowie der 

zugehörigen Nebenanlagen nicht verboten ist, wenn sich der Standort der 

Windenergieanlagen in einem Windenergiegebiet nach § 2 Nummer 1 des 

Windenergieflächenbedarfsgesetzes vom 20. Juli 2022 befindet. Das bedeutet aber 

keinesfalls, dass von den Bundesländern Wind-Vorranggebiete in Landschaftsschutzgebieten 

ausgewiesen werden müssen. Es würde lediglich die Übernahme einiger weniger 

Vorranggebiete ermöglichen, die 2020 ausnahmsweise in Landschaftsschutzgebieten 

ausgewiesen wurden. 

Bei der Bewertung des Eingriffs in das Landschaftsbild ist bei WEA ein Umkreis von 15xH um 

die jeweilige Anlage herum zu berücksichtigen (Anwendung der naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen AZ V533). Eine Veränderung des Charakters eines 

Landschaftsschutzgebietes ist durch Bebauung mit WEA gegeben und daher laut 

Landesnaturschutzgesetz verboten. Es ist sogar notwendig, einen mindestens 3000 m breiten 

(15 H bezogen auf die Referenzanlage) Schutzabstand zu jedem Landschaftsschutzgebiet 

einzuhalten. Wir empfehlen, 3000 m Schutzabstand um Landschaftsschutzgebiete als 

Grundsatz der Raumordnung aufzunehmen. 
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14 G Naturparke 
 
Laut Planungstext sollen bei der Ausweisung von Windenergiegebieten die besonderen 

Funktionen von Naturparken berücksichtigt werden. Außerdem wird im Text behauptet, dass 

es möglich sei, in Teilbereichen Windenergiegebiete auszuweisen, ohne die genannten 

Funktionen der Naturparke wesentlich zu beeinträchtigen. 

Wie bei anderen vorgeschlagenen Grundsätzen der Raumordnung fehlen hier jegliche 

Hinweise, um welche Funktionen es sich dabei handelt und welche Kriterien bei der 

Beurteilung der Beeinträchtigung angewendet werden.  

Es ist evident, dass bereits eine einzige moderne WEA mit 200 m Höhe die Funktionen eines 

Naturparks massiv beeinträchtigt. Wie die Landesplanung selber ausführt, ist die 

Hauptzielsetzung der Naturparke in Schleswig-Holstein, die natürliche Lebensgrundlage für 

eine artenreiche Pflanzen- und Tierwelt zu sichern sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit 

der Landschaft zu erhalten. Die Landesplanung bleibt jegliche Erklärung schuldig, wie es 

möglich sein soll, dass WEA in Naturparks mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt 

und das Landschaftsbild sowie für Tourismus und Erholung diese Funktionen nicht 

beeinträchtigen. 

Naturparke sind daher wie Landschaftsschutzgebiete durch ein entsprechendes Ziel der 
Raumordnung von jeglicher WEA-Bebauung freizuhalten.  
 

 

4.5.1.3 Gebiets- und Artenschutz 
 
5 Z Gesetzlich geschützte Biotope 

 
In gesetzlich geschützten, flächenhaften, unmittelbar räumlich zusammenhängenden 

Biotopen mit einer Größe von insgesamt mindestens fünf Hektar sind die Ausweisung von 

Windenergiegebieten und die Errichtung raumbedeutsamer WEA ausgeschlossen. Dagegen 

sollen Biotope, die kleiner als fünf Hektar sind, in zukünftigen Windenergiegebieten zulässig 

sein. Wir halten diese Grenzziehung bei 5 ha für willkürlich und naturschutzfachlich unhaltbar. 

Die einzige gegebene Begründung der Landesplanung, dass Einzelstandorte der WEA um 

diese Flächen herum geplant werden können, ist äußerst fragwürdig, da auch zu Biotopen 

ausreichende Schutzabstände zu WEA gewahrt werden sollten. Die Grenze für die 

Berücksichtigung von Biotopen sollte daher bei mindesten 2 ha, besser 1 ha liegen. 

 
15 Z Hauptachsen des überregionalen Vogelzugs mit besonderer Bedeutung 
15 G Hauptachsen des überregionalen Vogelzugs mit Bedeutung 

 
Die Unterteilung des schon in der Regionalplanung 2020 verwendeten Kriteriums des 

überregionalen Vogelzugs in zwei Kategorien mit der Unterscheidung „besondere Bedeutung“ 

und „Bedeutung“ ist ziemlich grotesk und offenbar einzig der Tatsache geschuldet, dass die 

Landesplanung bestehende Vorranggebiete in Vogelzuggebieten unbedingt übernehmen 

möchte. Die Behauptung, dass die Zughöhen und Intensitäten und damit auch das 

Kollisionsrisiko innerhalb der Hauptachsen des überregionalen Vogelzuges aufgrund 

landschaftlicher Gegebenheiten variieren, wird nirgendwo inhaltlich aufgrund verfügbarer 

Daten belegt, auch im Umweltbericht nicht. Besonders deutlich wird das z.B auf der Insel 



11 
 

Fehmarn, wo auf wundersame Weise ausgerechnet die Gebiete mit bestehenden oder 

geplanten WEA nur Hauptachsen „von Bedeutung“ sein sollen (Anlage 2 zu § 1 LEPWindVO: 

Karte zum Kapitel 4.5.1 Windenergie an Land). Selbst wenn Zugvögel aktuell in größere Höhen 

wegen der Barrierewirkung der dortigen Windparks ausweichen sollten, betrifft das aktuell 

lediglich Anlagen von maximal 100 m Höhe. Zukünftige moderne Anlagen werden aber 200 m 

und mehr aufweisen, denen der Vogelzug nicht mehr gefahrlos nach oben ausweichen wird. 

Hauptachsen des überregionalen Vogelzugs sind somit als Ziel der Raumordnung 

grundsätzlich von Vorranggebieten freizuhalten. Die Herabstufung von Teilgebieten nur noch 

zum Grundsatz der Raumordnung ist ersatzlos aufzuheben. 

 
 
16 Z Wiesenvogel-Brutgebiete mit besonders hohen Siedlungsdichten 
16 G Wiesenvogel-Brutgebiete mit hohen Siedlungsdichten 
 
Auch bei diesem Kriterium bleibt es völlig unklar, nach welchen Gesichtspunkten die 

Unterscheidung zwischen „besonders hohen“ zu „hohen“ Siedlungsdichten erfolgt. Ohne 

nachprüfbare quantifizierte Angaben, die weder im Planungstext noch im Umweltbericht zu 

finden sind, ist diese Unterscheidung willkürlich und naturschutzfachlich völlig substanzlos. 

Wiesenvogel-Brutgebiete sind daher generell als Ziel der Raumordnung von WEA freizuhalten. 

 

17 G Brutplätze windkraftsensibler Großvögel 

 
Juristisch bestätigt als wissenschaftlich abgesicherte Grundlage für die Festsetzung von 

Schutzabständen zwischen Windkraftanlagen und geschützten Arten (Horsten, Nistplätzen, 

Schlafgewässern, Zugrouten) ist das Helgoländer Papier der Vogelschutzwarten in der 

Fassung von 2015, abgerufen am 02.09.2024. 

(http://www.vogelschutzwarten.de/downloads/lagvsw2015_abstand.pdf) 

Das 2007 veröffentlichte und 2015 aktualisierte „Helgoländer Papier“ der 

Länderarbeitsgemeinschaft der staatlichen Vogelschutzwarten stellt den aktuellen 

Fachstandard für den empfohlenen Mindestabstand zwischen WEA und sensiblen 

Vogelvorkommen dar. Seine Gültigkeit als fachliche Messlatte wurde von Gerichten vielfach 

bestätigt. 

Die im vorliegenden Entwurf des LEP aufgenommenen Schutzabstände zu Schutzgebieten, 

Nist- und Rastplätzen geschützter, windkraftsensibler Arten entsprechen nicht dem 

wissenschaftlichen Standard. Wir fordern die Übernahme der verbindlichen Empfehlungen aus 

dem Helgoländer Papier als Ziele der Raumordnung, die enthaltenen Prüfräume sind als 

Grundsätze der Raumordnung zu übernehmen. 

  

http://www.vogelschutzwarten.de/downloads/lagvsw2015_abstand.pdf
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Im Einzelnen ist wie folgt zu übernehmen: 

Ziele der Raumordnung  

- Europäische Vogelschutzgebiete - 10 fache Anlagenhöhe, mindestens 1200 m  
- Alle Schutzgebiete nach nationalem Recht mit windkraftsensiblen Arten im 

Schutzzweck – 10 fache Anlagenhöhe, mindestens 1200 m  
- Feuchtgebiete internationaler Bedeutung entsprechend Ramsar-Konvention mit 

Wasservogelarten als wesentlichem Schutzgut – 10 fache Anlagenhöhe, mindestens 
1200 m 

- Gastvogellebensräume internationaler, nationaler und landesweiter Bedeutung (Rast- 
und Nahrungsflächen; z.B. von Kranichen, Schwänen, Gänsen, Kiebitzen, Gold- und 
Mornellregenpfeifern sowie anderen Wat- und Schwimmvögeln) – 10fache 
Anlagenhöhe, mindestens 1200 m 

- Gewässer oder Gewässerkomplexe >10ha mit mindestens regionaler Bedeutung für 
brütende und rastende Wasservögel – 10fache Anlagenhöhe, mindestens 1200 m 

- Regelmäßig genutzte Schlafplätze: Kranich, Schwäne, Gänse (mit Ausnahme der 
Neozoen) jeweils ab 1%-Kriterium nach Wahl & Heinicke (2013) sowie 
Greifvögel/Falken und Sumpfohreule – Kranich: 3.000m, Schwäne, Gänse (mit 
Ausnahme der Neozoen): 1.000m, Milane, Weihen, Seeadler, Merlin/Falken, 
Sumpfohreule: 1.000m  

- Hauptflugkorridore zwischen Schlaf- und Nahrungsplätzen bei Kranichen, Schwänen, 
Gänsen (mit Ausnahme der Neozoen) und Greifvögeln und überregional bedeutsame 
Zugkonzentrationskorridore – freihalten 

- Brutplatz Baumfalke, Kranich, Wachtelkönig, Waldschnepfe (Balzplatz), 
Ziegenmelker, Bekassine, Uferschnepfe, Rotschenkel, Großer Brachvogel, Kiebitz – 
500 m 

- Brutplatz Rohrdommel/Zwergdommel, Weißstorch, Fischadler, Wespenbussard, 
Kornweihe, Wiesenweihe, Rohrweihe, Schwarzmilan, Wanderfalke, Goldregenpfeifer, 
Uhu, Sumpfohreule, Wiedehopf, Reiher, Möwen, Seeschwalben – 1.000 m 

- Brutplatz Rotmilan – 1.500 m 
- Brutplatz Schwarzstorch, Seeadler, Großtrappe – 3.000 m 
- Brutplatz Schreiadler – 6.000 m 

 

Grundsätze der Raumordnung 

- Regelmäßig genutzte Schlafplätze: Kranich, Schwäne, Gänse (mit Ausnahme der 
Neozoen) jeweils ab 1%-Kriterium nach Wahl & Heinicke (2013) sowie 
Greifvögel/Falken und Sumpfohreule – Kranich: 6.000m, Schwäne, Gänse (mit 
Ausnahme der Neozoen): 3.000m, Milane, Weihen, Seeadler, Merlin/Falken, 
Sumpfohreule: 3.000m 

- Brutplatz Bekassine, Uferschnepfe, Rotschenkel, Großer Brachvogel, Kiebitz – 
1.000 m 

- Brutplatz Wiedehopf – 1.500 m 
- Brutplatz Weißstorch – 2.000 m 
- Brutplatz Baumfalke, Rohrdommel, Kornweihe, Wiesenweihe, Rohrweihe, 

Schwarzmilan, Wanderfalke, Uhu, Sumpfohreule, Reiher, Möwen, Seeschwalben – 
3.000 m,   

- Brutplatz, Fischadler, Rotmilan – 4.000 m,    
- Brutplatz Goldregenpfeifer, Seeadler – 6.000 m  
- Brutplatz Schwarzstorch – 10.000 m 

 

 
 
 



13 
 

Anlage 3 zu § 1 der Landesverordnung über das Thema Windenergie an Land im 
Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (LEPWindVO):  
Umweltbericht 
 
 
Der Umweltbericht zum Entwurf des LEP erfüllt in keiner Weise die fachlichen 

Mindeststandards. Die Beschreibung des Ist-Zustands wurde weitestgehend aus den 

Planunterlagen von 2020 übernommen. Offenbar wurden aus Zeitdruck keine aktualisierten 

Erhebungen mehr durchgeführt. Die Beschreibung des Ist-Zustands ist auch deutlich 

umfangreicher als die nachfolgende Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

der im LEP Windenergie festgelegten Ziele und Grundsätze. Gerade diese Bewertung sollte 

aber der eigentliche Kern eines Umweltberichts sein. Im vorgelegten Bericht wird aber bei den 

meisten Punkten eine fachliche Bewertung dieser Auswirkungen überhaupt nicht vorgelegt. 

Stattdessen werden lediglich die Ziele und Grundsätze der Raumordnung aus dem 

Planungsentwurf wiederholt mit der irrigen Behauptung, dass allein schon durch die 

aufgestellten Grundsätze die Umweltauswirkungen minimiert würden. 

Dass von Anfang an keine ernsthafte Umweltprüfung geplant war, wird auch durch eine 

Anmerkung auf Seite 2, Ziffer 2 Abs. 2 der Scoping-Unterlage deutlich. Dort wurde als Ziel der 

Umweltprüfung das Erreichen eines imaginären und fachlich durch nichts begründeten 

Flächenbedarfes für Windenergieanlagen ausgegeben. Das entspricht der Umkehr des 

Gedankens der Umweltprüfung und der umwelt- und naturschutzfachlichen Notwendigkeiten 

und fachrechtlichen Regelungsintentionen. Diese Regeln dienen dem Schutz der Natur und 

Umwelt und ihrer rechtlichen Absicherung, nicht jedoch deren noch weitergehender 

Beeinträchtigung aufgrund undefinierter Fremdinteressen Die Scopingunterlage lässt 

außerdem erkennen, dass die zu prüfenden Umweltkriterien gegenüber der letzten Windkraft-

Regionalplanung von 2020 deutlich abgeschwächt wurden, obwohl sich der Zustand der 

Umwelt in Schleswig-Holstein seit der letzten Planung nicht außergewöhnlich stark verbessert 

hat. Im Gegenteil hat sich der Zustand der Umwelt und insbesondere die biologischen 

Rahmenbedingungen für den Naturschutz seitdem deutlich verschlechtert. 

Eine Umweltprüfung dient grundsätzlich nicht dazu, möglichst wenige Umweltschäden zu 

erkennen, sondern dazu, mögliche Schäden und komplexe Wirkungen umfassend zu ermitteln 

und in ihren Auswirkungen und Wechselbeziehungen nachhaltig und vorsorgend zu 

minimieren. 

Bereits durch die heute bestehenden Anlagen und Vorrangflächen nimmt Schleswig-Holstein 

deutlich größere Umweltbelastungen hin als dies anderen Bundesländern zugemutet wird. Es 

ist nicht daher nicht nachzuvollziehen, warum speziell in Schleswig-Holstein der 

Umweltschaden zum Nachteil der Lebensgrundlagen, der Bevölkerung und der Natur weiter 

vergrößert werden soll. 

Die offensichtlichen eklatanten Mängel des Umweltberichts sind umso erstaunlicher, da der 

LEP mir der daran anschließenden Planung der Vorrangflächen die von der Bundesregierung 

beschlossene RED III-Richtlinie der Europäischen Union umsetzen muss. Danach werden die 

Vorranggebiete zu sogenannten EE-Beschleunigungsgebieten erklärt, auf denen in 

zukünftigen Genehmigungsverfahren von WEA keine Umweltprüfungen mehr erforderlich 

sind. Daher sind die Umweltprüfungen der übergeordneten Planungsebene mit besonderer 

Sorgfalt und Detailtiefe vorzunehmen. Das gilt auch für den Umweltbericht zum LEP. 

Der Umweltbericht ist daher komplett zu überarbeiten und neu vorzulegen. 
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Weitere Anmerkungen zu Kapiteln des Umweltberichts 
 
5.1.2 Menschen und menschliche Gesundheit und  
5.1.6 Landschaft 
 
Bei Berücksichtigung eines Radius von 15 H um jeden zukünftigen Windpark als den vom 

Land selbst definierten Umkreis, in dem das Landschaftsbild durch Windkraft beeinträchtigt ist 

(Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen AZ V533), 

wird allein bei Annahme der Höhe der Referenzanlage von 200 m um jede Vorrangfläche ein 

Radius von 3000 m zu ziehen sein, um die zukünftige Beeinträchtigung des Schleswig-

Holsteinischen Landschaftsbildes quantitativ abzuschätzen. 

Bei Gesamtbetrachtung aller Potentialflächen sind in diesem Fall 82 % der Landesfläche von 

Windkraft erheblich beeinträchtigt (Abb. 1). 

 

 

Abb. 1: Potenzialflächenkarte mit 3000 m Umkreis um die Flächen, 82 % der Landschaft sind 

beeinträchtigt 

 

Diese Schätzung ist als konservativ zu betrachten, da die derzeitigen in Planung befindlichen 

WEA eher eine Gesamthöhe von 250 m haben, WEA bis zu 365 m Gesamthöhe befinden sich 

in der Erprobungsphase (300-Meter-Windrad soll noch in diesem Jahr in Schipkau aufgestellt 

werden | rbb24). Bei Berücksichtigung solcher Höhen wäre zur Ermittlung der unmittelbar 

betroffenen Landesfläche ein Radius um die Windflächen von über 5000 m zu ziehen (Abb. 

2). 

https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2024/04/brandenburg-schikpau-300-meter-windrad-soll-kommen-windmessmast-test-energie.html
https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2024/04/brandenburg-schikpau-300-meter-windrad-soll-kommen-windmessmast-test-energie.html
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Damit wäre nahezu die gesamte Landesfläche von Schleswig-Holstein von WEA 

beeinträchtigt. Die gewünschte Steuerungswirkung des LEP, die dem Eindruck eines 

„Großwindparks Schleswig-Holstein“ vorbeugen soll, ist damit hinfällig. 

Wir weisen darauf hin, dass die vorliegende Festlegung von Zielen und Grundsätzen der 

Raumordnung im Detail nicht geeignet ist, das bisherige Bild der Kulturlandschaft von 

Schleswig-Holstein vor einer Überbauung und damit vollständigen Zerstörung zu schützen. 

Eine Vereinbarkeit mit anderen Schutzgütern wie Artenschutz, Naturschutz, Schutz natürlicher 

Ökosysteme, Immissionsschutz wird nicht mehr umsetzbar sein. 

 

Abb. 2: Potenzialflächenkarte mit 5000 m Umkreis um die Flächen, 92 % der Landschaft sind 

beeinträchtigt 

 
5.1.5 Klima und Luft 
 
Ohne jegliche Untersuchung wird im Umweltbericht behauptet, dass keine erheblichen 

negativen Auswirkungen auf Klima und Luft zu erwarten seien. Mit Sicherheit wird eine derart 

massive Ausweitung der Windenergie mit hohen Anlagen in Schleswig-Holstein Auswirkungen 

auf das Mikroklima und Luftströmungen haben, da den bodennahen Luftschichten massiv 

Energie entzogen wird. Wir verweisen dabei auf u.a. auf eine Dokumentation des 

wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestags („Lokale mikroklimatische Effekte 

durch Windkrafträder“, WD 8 - 3000 - 083/20 vom 17.12.2020) 

Es wäre Aufgabe des Umweltberichts gewesen, diese Auswirkungen und Effekte für 

Schleswig-Holstein zunächst seriös zu ermitteln und zu bewerten, bevor irgendwelche 

Behauptungen aufgestellt werden. 
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5.4 Auswirkungen des Gesamtplans 
 
Völlig unzureichend ist der Umweltbericht hinsichtlich der Auswirkungen des Gesamtplans auf 

sämtliche Schutzgüter. Angesichts der extremen Vorschädigung der Landschaft ist die 

kumulative Auswirkung der Windkraftnutzung mit anderen Raum- und Flächenansprüchen zu 

prüfen und die Auswirkung über einen Zeitraum der voraussichtlichen Gültigkeit der Planung 

zu beschreiben. Dabei ist  besonderer Wert auf die Kumulation von schädigenden Effekten zu  

legen. Auch Kumulationen wie ein gemeinsames Auftreten von Stromtrassen, 

Windkraftanlagen, großen PV-Anlagen und anderen auch landschaftszerschneidenden 

Elementen werden im Umweltbericht in keiner Weise berücksichtigt. Es fehlen außerdem 

konkrete Aussagen zur Bewertung und Gewichtung der einzelnen Aspekte. 

Der Verweis auf die nachgeordneten Planungs- und Genehmigungsebenen, die eine 

Konkretisierung der landesplanerischen Ziele und Grundsätze der Raumordnung vornehmen 

sollen, trägt nicht. Beim vorgelegten Detaillierungsgrad der aufgestellten Ziele und Grundsätze 

müssen deren kumulativen Effekte und Wechselwirkungen zwingend auf der Ebene des LEP 

ermittelt und bewertet werden. 

Auch bei der Prüfung von Alternativen bleibt der Umweltbericht vage und substanzlos. Es wird 

lediglich behauptet, dass durch die Festlegung von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 

Alternativen gewählt wurden, welche die geringste Belastung für die Umwelt darstellen. Eine 

detaillierte Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen der einzelnen Ziele und Grundsätze 

findet aber im Umweltbericht gar nicht statt, wie weiter oben bereits ausgeführt wurde. 


